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5 Armenſtiftung von der Uebergabe aus dem 
Pfarr⸗Armeninſtitute an da 


5 Gemeindearmeninſtitut ijt nicht allein der, kirchliche“ 

Charakter der Stiftung maßgebend. Der ſtifteriſche Wille iſt diesfalls nur aus 
der urſprünglichen Stiftungsanordnung zu erklären. 

Zur Beſteuung Des Bevollmächtigten für die Ausübung des Gemeindewahlrechtes der 
Mitbefiker einer ſteuerpflichkigen Realität ift die Stimmeneinhelligkeit der Mit⸗ 
beſitzer erforderlich. i 
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n Aſſentplatz begründet noch nicht das Zuweiſungsmoment 
Heimatsgeſetzes. 

gung des vom Eingeforſteten berechtigter Weiſe am Stocke ver⸗ 
ann nicht dem Eingeforſteten als Forſtfrevel imputirt werden. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


In Bezug auf die Ausſcheidung einer Armenſtiftung von der Ueber⸗ 
gabe aus dem Pfarr⸗Armeninſtitute an das Gemeinde⸗Armenin⸗ 


ſtitut iſt nicht allein der „kirchliche“ Charakter der Stiftung maß⸗ 


liches Hofſpital“ 


tereſſe den Hausarmen zu St. quartaliter 36 
zum Unterhalte der Armen im Spitale verb 
ſer Fundation verfügt dann dieſe Stif 
gendes: „Die Biſchof Ottoſche Stiftung hat inſoweit ihr Verblei⸗ 
ben, daß einem jeweiligen Beneficiaten und Spitalverwal 


der Armen wohl und fleißig vollzogen und in perpetuum exequirt 
werden möge“. 

Was nun diefe „Bürgerſpital“ auch „hochfürſtliches bürger⸗ 
zu St. anbelangt, jo iñ das eine aus der älteſten 
Zeit des Gurker Bisthums herrührende Stiftung, deren Verwaltung 
reſp. Ueberwachung des Spitales dem Biſchofe unter der Oberauf⸗ 
ſicht der l. f. Stiftungsbehörde zuſteht. Ueber dieſes Spital be⸗ 
ſteht die ſogenannte Stiſtungs⸗Erneuerungsurkunde des Biſchofs Jo⸗ 
ſeph ddo. 28. Hornung 1782 (l. f. genehmigt vom 4. März 1782). 
In dieſer dieſes Hofſpital betreffenden Stiftungs⸗Erneuerungsurkunde 


erſcheint unter den darin dieſem Spitale im Laufe der Zeiken zuge⸗ 


wendeten theils geift- theils weltlichen Stiftungscapitalien sub Poſt 9 
auch dieje Biſchof Ottoſche Stiftungsfundation vom 2. März 1702 
und der Zweck dieſer Fundation dahin bezeichnet: „Erſtlich zur Stif⸗ 
tung eines eigenen geiſtlichen Spitalverwalters mit 200 fl., welcher 
dafür wöchentlich zwei Meſſen pro domo Austriaca und zwei andere pro 
Fundatore zu leſen 2c. ꝛc. habe; zweitens, daß von dem abfa llenden 5yerc. In- 
fl. vertheilt, der Ueberreſt aber 
leiten folle.” In Betreff diez 
tungs⸗Erneuerungsurkunde Fol. 


ter nach der 


Willensmeinung des Stifters 200 fl. zum jährlichen Gehalte auch 


gebend. Der ſtifteriſche Wille ift diesfalls nur aus der urſprüng⸗ 
lichen Stiftungsanordnung zu erklären. 


Biſchof Otto II. zu Gurk hat laut Original⸗Stiftbriefes vom 
März 1702 eine ſowohl dem „Bürgerſpitale“ zu St. zu Nutzen 
reichende als den hausarmen Leuten der Bürgerſchaft daſelbſt zu 
Guten kommende Fundation von 10.000 fl. Capital errichtet mit 
der Beſtimmung, „daß von den Interefſen 1. einem Prieſter beim 
Spitale 200 fl. jährlich, ausbezahlt und 2. durch „ihme Prieſter“ 
(d. h. durch dieſen jeweiligen Prieſter) alle Quartal 36 fl. unter 12 
hoͤchſt bedürftige und mit ihrer Handarbeit nichts zu gewinnen ver⸗ 
mögende Hausarme in St. und in der Vorſtadt wohnende Bürger⸗ 
liche ausgeheilt und gegeben werden; hingegen nur jede dergleich 
hausarme Perſon zu Ehren der 7 Bl 
des Chriſti des Herrn täglich und mit 

„Ave Maria“ 
wird ein 


* 


de 


t dieſer Fundation und des im Spital zu 
ers ſoll bei jedeweden zur Zeit regierenden 
Gurg beſtehen“, welcher entweder „vor ſich 


m generalem oder Adminiſtratoren alles da- 


von St. nachträglich in die Verwaltung der Stadt 


in Zukunft gegen dem ausgemeſſen ſein folfen, 
zwei Meſſen u. f. w. lejen fol. Die 12 Hausarmen jedoch ſollen 
wegen herabgeſetzten Intereſſen nur 30 fl. quartaliter zugemeſſen 
und dieſe nur aus den Händen der Vorſteher von der Are 
mencaſſe der Stadt St., wohin ſelbe vom Spitale vermög 
mals getroffener Einrichtung von Quartale 

Ganzen 120 fl. zu erlegen find, gegen dem 
daß ſie nach der Willensmeinun 


daß ſelber wöchentlich 


q Ders 
zu Quartale, fomit im 


unſer“ u. ſ. w. beten follen“. Seit dieſer Zeit, beziehungsweise ſchon 
ſeit einer vom Biſchof Joſeph am 30. Juni 1777 getroffenen Ver⸗ 
fügung wird das Armenbetheilungsgeld der Biichof Otto'ſchen Fune 
dation von der Spitalöverwaltung alljährlich zu Handen der Vor- 


t und dieſes Stiftungsgeld 


mögens an die Ge— 


Mit einer Eingabe vom 8. Februar 1873 hat nun die Stadt: 
gemeinde St., nachdem das Geſchäft der Uebergabe des Pfarr⸗Armen⸗ 
inſtitutsvermögens bereits abgewickelt war, nachträglich beim Bezirks⸗ 
hauptmanne das Begehren geſtellt, man möge die Spitalsverwaltung, 
reſp. das Stadtpfarramt verhalten, die Biſchof Otto'ſche Armen-Be⸗ 
theilungsſtiftung als Beſtandtheil des Pfarr⸗Armeninſtitutsvermögens 
gemeinde zu Über- 
ihr bei der urſprünglichen 
Jahre 1702 vorgelegt wor⸗ 


geben. Die Gemeinde berief ſich darauf, daß 
Verhandlung nur jener Stiftbrief vom 


den fet, auf Grund deffen damals die Ausſcheidung dieſer Armen | 
ſtiftung von dem zu übergebenden Armen⸗Juſtitutsvermögens durch⸗ 
gelegt worden fei. Von den ſpäteren Urkunden des Biſchofs Joſeph, 
nämlich von der Weiſung ddo. 30. Juni 1777, daß die Otto'ſchen 
Gnadengelder aus der gedachten Fundation zur Armencaſſe übergeben 
werden ſollen, ſowie von dem Univerſal⸗Stiftbriefe (Erneuerungs⸗ 
urkunde ddo. 28. Februar 1782) fei die Gemeinde erft jetzt in Kennt- 
niß gekommen, und da in dieſen Urkunden verordnet ſei, daß die Ar⸗ 
men⸗Stiftungsintereſſen nur aus den Händen der Vorſteher der Ar⸗ 
mencaſſe der Stadt St., wohin ſelbe vom Spital quartaliter, ſomit 
im ganzen Jahre 120 fl. zu erlegen ſind, zu empfangen ſind, ſo 
erſcheine nunmehr feſtgeſtellt, daß die Einbeziehung des Biſchof 
Otto'ſchen Armenſtiftungsbetrages in die Verwaltung und Verwen- 
dung des Pfarr⸗Armeninſtitutes St. keine zufällige und von dem 
guten Willen der jeweiligen Spitalsverwaltung abhängige Gepflo⸗ 
genheit war, ſondern daß dies auf einer vollkommen rechtsgiltigen 
Stiftsbriefanordnung beruhe. | 

Der Stadtpfarrer wendete gegen dieſes Anſinnen den $ 2 des 
Landesgeſetzes vom 21. Februar 1870 ein und bemerkte, ja im 
Abſatze 2 des Stiftbriefes vom 2. März 1702 der Stifter Biſchof 
Otto feinen Willen ausdrücklich dahin ausgeſprochen habe, daß die 
Ouartal⸗Betheilung der 12 Hausarmen durch den Prieſter des 
Spitales, reſp. durch den Spitalverwalter zu erfolgen habe und 
die Vogtei, Lehenſchaft und völlige Obſicht über die ganze Fundation 
dem jeweiligen Biſchofe zuſtehe, daß die Verfügungen des Biſchofs 
Joſeph vom 30. Juni 1777 und 4. März 1782 keineswegs eine 
Abänderung des urſprünglichen und allein maßgebenden Stiftbriefes 
vom Jahre 1702 involbiren, indem dieſe nur als rein adminiſtrative 
Maßregeln anzufehen und deßhalb erlaſſen feien, weil ja auch beim 
Pfarr⸗Armeninſtitute die Betheilung der Armen durch den Prieſter 
d. h. den Stadtpfarrer und Spitalsverwalter als Armeninſtitutsvor⸗ 
ſteher erfolgte. Mit Rückſicht auf die veränderten Verhältniſſe müſſe 
daher bei Entſcheidung der angeregten Frage wieder auf den urſprüng⸗ 
lichen Willen des Stifters zurückgegangen und die Betheilung der 
Armen dem Willen des Stifters gemäß durch den vom Fürſtbiſchof 
betrauten Prieſter ſtattfinden. 

Die Bezirkshauptmannſchaft erkannte hierauf: „Die in der 
Stiftungs⸗Erneuerungsurkunde ddo. 28. Hornung 1782 aufgeführte 
Biſchof Otto'ſche Armenbetheilungsſtiftung habe nicht den Charakter 
einer kirchlichen, beziehungsweiſe Jahrtagsſtiftung und müſſe daher 
deren nachträgliche Uebergabe in die Verwaltung der Stadtgemeinde 
ausgeſprochen werden und zwar deßhalb, weil zur Grundlage der Beur⸗ 
theilung fraglicher Stiftung nur der Stiftungserneuerungsbrief vom 
28. Hornung 1782 genommen werden könne. In dieſem Briefe ſei 
jedoch ausdrücklich angeordnet, daß die Vertheilung der Stiftungsin⸗ 
tereſſen durch den Vorſteher der Armencaffe der Stadt St. zu geſchehen 
habe. Als dieſer jeweilige Vorſteher erſcheine nunmehr der Gemeinde- 
vorſteher. Die Armen feien nach dieſer Stiftung nur gehalten, gewiſſe An- 
dachten zu verrichten. Dieſe in der Novationsurkunde enthaltene Modi- 
fication der urſprünglichen Beſtimmung kennzeichne den Charakter der 
Stiftung als den einer Armenbetheilungsſtiftung im Allgemeinen“. 

Ueber den dagegen vom Stadtpfarrer in ſeiner Eigenſchaft als 
Spitalsbeneficial⸗Verwalter ergriffenen Recurs erkannte die Landesre⸗ 
gierung: „Die in Rede ftehende Armenbetheilungsſtiftung des Biſchofs | 
Dito bilde keinen Gegenſtand der Uebergabe an die Stadtgemeinde 
im Sinne des Landesgeſetzes vom 21. Februar 1870, weil nach $ 2 
desſelben alle Stiftungen, deren Uebergabe dem Weſen der 
Stiftung oder aber dem ausdrücklich erklärten Willen des Stifters 
widerſpräche — mithin nicht nur die in der Entſcheidung der erſten 
Inſtanz erwähnten kirchlichen und Jahrtagsſtiftungen, ſondern 
auch weltliche — auszuſcheiden ſind, wenn durch die Uebergabe 
der erklärte Wille des Stifters verletzt würde. Der maßgebende 
Wille des Stifters könne im vorliegenden Falle nur aus dem Stifts⸗ 
briefe vom 2. März 1702 und nicht aus der Novationsurkunde vom 
28. Hornung 1782 entnommen werden, welche erſt lange nach dem 
Tode des Stifters Biſchof Otto und mithin ohne deſſen Intervention 
oder Zuſtimmung errichtet worden ſei. Aus dieſem Stiftbriefe vom 
Jahre 1702 gehe aber hervor, daß die Verwaltung der geſammten 
Stiftung mit Einſchluß der Armenbetheilungsſtiftung durch die je⸗ 
weiligen Biſchöfe von Gurk, die Vertheilung des den Armen gewid⸗ 
meten Theiles der Stiftungsintereſſen unter 12 Hausarme aber durch 


1 8 
daß 


74 


den mit dem Spitalsbenefictum betheilten Prieſter 
zu geſchehen habe, welcher ſtifterliche Wille aber der Uebergabe der 
Stiftung in die Verwaltung der Stadtgemeinde St. geradezu ent— 
gegenſtehe. Abänderungen dieſer Anordnung des Stifters zu machen 
wären aber die Nachfolger im Bisthume gar nicht berechtigt geweſen 
und thatſächlich ſeien ſolche auch nicht geſchehen, indem auch nach der 


im Jahre 1777 getroffenen Einrichtung, inſolange die Pfarrarmen⸗ 
inſtitute beſtanden, die Vertheilung der Stiftungsintereſſen in erſter 


Linie noch immer durch den Prieſter erfolgte. Es gehe daher nicht 
an, an dieſe rein adminiſtrative aus Zweckmäßigkeitsgründen getroffene 
Einrichtung Conſequenzen zu knüpfen, welche eine directe Verletzung 
des ſtifteriſchen Willens in feiner Weſenheit involviren würden“. 
Die Stadtgemeinde St. ergriff gegen dieſe Entſcheidung den 
Miniſterialrecurs, welchem jedoch das Miniſterium des Innern unterm 
24. Jänner 1874, 3. 18777 ex 1873 aus den Gründen der Ent: 
ſcheidung der Landesregierung keine Folge gegeben hat. L. 


Zur Beſtellung des Bevollmächtigten für die Ausübung des Ge⸗ 
meindewahlrechtes der Mitbeſitzer einer ſteuerpflichtigen Realität 
iſt die Stimmeneinhelligkeit der Mitbeſitzer erforderlich. 


Hinſichtlich der bei der Bezirkshauptmannſchaft in F. außerhalb 
des Wahlreclamationsverfahrens angeregten Frage, ob zur giltigen 
Beſtellung des zur Ausübung des Wahlrechtes der Alpenmitbeſitzer 
nach § 7 der G. W. O. ) Bevollmächtigten die Stimmeneinhellig— 
keit der Alpenmitbeſitzer nothwendig oder die Stimmenmehrheit der⸗ 
ſelben genügend fet, entſchied die genannte Behörde: Jede Alpe, deren 
Mitbeſitzern ein Wahlrecht nach der G. W. O. zukommt, iſt ein 
Ganzes und die dem Wahlrechte zu Grunde liegende Grundſteuer 
wird nur von der ganzen Alpe entrichtet. Jede ſolche Alpe iſt auch 
ein ungetheiltes Eigenthum der Mitbefiger. Ebenſo kommt den Mit- 
beſitzern einer ſolchen Alpe bei Wahlen nur Eine Stimme zu, welche 
dem wohlberechtigten Objecte entſprechend ihrer Natur nach als un- 
theilbar angeſehen werden muß. Es beſitzt alſo nur das Ganze ein 
Wahlrecht, welches daher dem Theile desſelben abgeſprochen werden 


muß. Daher muß der Bevllmächtigte das Mandat ſämmtlicher Mit- 


befiger haben, welche Entſcheidung dem § 828 a. b. G. B. voll⸗ 
kommen entſpricht“. 

In Folge Recurſes entſchied die Statthalterei von Tirol mit 
Erlaß vom 9. Jänner 1874, 3. 20 519. „Gemäß der Statthalterei⸗ 
Entſcheidung vom 27. October 1870, 3. 17.204 find die Alp⸗ 
intereſſenten nicht als eine Corporation nach § 6 G. W. O., ſondern 
als Beſitzer eines gemeinſchaftlichen Eigenthums nach $ 7 G. W. O. 
anzuſehen. Hieraus folgt, das, ſie Einen aus ihnen oder einen Dritten 
mit geſetzlich ausgeſtellter Vollmacht (§ 8) zur Ausübung des Wahl⸗ 
rechtes zu ermächtigen haben und daß die Vollmacht nur dann im 
Sinne des § 828 a. b. G. B. als geſetzlich ausgeſtellt anzuſehen 
fei, wenn alle Theilhaber mit der Bevollmächtigung Einer und der- 
ſelben Perſon einverſtanden ſind. Die Statthalterei beſtätigt die 
bezirkshauptmannſchaftliche Entſcheidung!“. 

Im Miniſterialrecurſe gegen die Statthalterei-Entſcheidung 


brachten die Alpenmitbeſizer Johann T und Conſorten vor: Wenn 


Stimmeneinhelligkeit erforderlich ſei, ſo könne jeder Einzelne ein Veto 
gegen alle Anderen einlegen und das Stimmrecht illuſoriſch machen, 
was keineswegs in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen ſein könne. 
Die Ausübung des Wahlrechtes gehöre zur ordentlichen Verwaltung 
im Sinne der SS 833 und 836 des a. b. G. B., daher die 
Stimmenmehrheit entſcheide; es fei nicht der § 828 anwendbar, da 
es fih beim Wahlrechte nicht um eine Aenderung in der gemein- 
ſchaftlichen Sache ſelbſt handelt. Bei Beſtellung des Verwalters nach 
§ 837 a. b. G. B. entſcheide die Stimmenmehrheit, welche nach 
dem Geſagten auch bei der Beſtellung des Bevollmächtigten zur 
Ausübung des Wahlrechtes genügend ſein müſſe. Der § 7 der 
G. W. O. mache hierin keine Ausnahme und es könne ohne das 
Princip der Majoriſirung eine Gemeinſchaft des Eigenthumes, ein 
Gemeinweſen gar nicht beſtehen. Die Recurrenten baten um Muf- 


*) $ 7 der G. W. O. für Vorarlberg lautet: Mitbeſitzer einer ſteuerpflichtigen 


Realität haben nur Eine Stimme. Sind fie in ebelicher Gemeinſchaft lebende Ehe⸗ 


leute, fo übt der Ehemann das Wahlrecht aus. Sonſt haben ſie Einen aus ihnen oder 
einen Dritten zur Ausübung des Wahlrechtes zu bevollmächtigen. 


hebung der Entſcheidungen der beiden unteren Jaſtanzen und um 
den Ausſpruch, daß zur Beſtellung des zur Ausübung des Wahl⸗ 
rechtes Bevollmächtigten die Mehrheit der Stimmen der Alpennıit- 
beſitzer genüge. , 4 
Das Miniſterium des Innern hat jedoch unterm 21. März 
1874, 3. 2932 der Berufung des Johann T. und Conſorten mit 
Rückſicht auf den Wortlaut des $ 7 der G. W. O. keine Folge 
gegeben. M. 


Die Vorführung auf den Aſſentplatz begründet noch nicht das Zu⸗ 
weiſungsmoment des § 19 P. a des Heimatgeſetzes “). 

Albert H. iſt am 22. Mai 1851 zu Salzburg geboren und 
ein unehelicher Sohn der Aleiſia H. Seine Zuſtändigkeit kam zur 
Zeit ſeines Eintrittes in das militärpflichtige Alter in Frage; er 
lebte damals als Student in Salzburg. Die dortige Gemeinde er⸗ 
kundigte fich bei der Bezirkshauptmannſchaft Sechshaus, ob derſelbe 
dort in der 1. Altersclaſſe conſeribirt ſei, weil ſeine Mutter an⸗ 
geblich aus Fünfhaus herſtamme. Auf die verneinende Antwort der 
genannten Bezirkshauptmanſchaft blieb der Gemeinde Salzburg nichts 
a als den Albert H. nach § 12 P. 3 der Inſtruction zum 
Wehrgeſetze vorläufig in die dortige Stellungsliſte aufzunehmen, zu⸗ 
folge deffen derſelbe bei der Aushebung von 1871 der Aſſent⸗Com⸗ 
wen in Salzburg vorgeführt und hiebei für derzeit untauglich erklärt 
worden iſt. 

Auf Grundlage deſſen fällte der Bezirkshauptmann von Salz⸗ 
burg folgende Entſcheidung; „Durch die Erhebungen konnte zwar 
die Heimat der Mutter Aloiſia H. nicht erwieſen werden. Dagegen 
jet conſtatirt, daß Albert H. von 1851 bis 1869 gegen eine zuerſt 
G Mutter, dann von dem Vater geleiſtete Vergütung in der 
Arzie ung u Pflege bei der Näherin Eliſe P. ſtand und mit dieſer 
se bis Ende 1857 ununterbrochen und ohne Heimatſchein 
in der Gemeinde G. gelebt habe. Derſelbe könne zwar, weil die 
öſterreichiſche Staatsbürgſchaft feiner Mutter nicht erwieſen iſt (§ 2 
bes H. G.) ungeachtet dieſes mehr als 4jährigen Aufenthaltes nicht 
als nach G. zuftändig erklärt werden, müſſe jedoch aus dem Grunde 
des längſten in dieſer Gemeinde zugebrachten Aufenthaltes nach 8 19 
Y. 2 der Gemeinde G. als heimatlos zugewieſen werden“: 
Ueber Recurs der Gemeinde G. hat die Landesregierung dieſe 
Entſcheidung aufgehoben und den heimatloſen Albert H. der Gemeinde 
Salzburg zugewieſen, „weil fi) aus den Acten ergebe, daß derſelbe, 
der damals als Student in Salzburg lebte, der Militärſtellung auf 
Rechnung der Gemeinde Salzburg vorgeführt reſp. in Salzburg ab⸗ 
geſtellt wurde und weil ſonach feine Zuweifung nicht nach P. 2, 
ſondern nach P. 1 des § 19 des Heimatgeſetzes erfolgen müſſe“. 
Gegen diefe Entſcheidung der Landesregierung recurrirte unn 
die Gemeinde Salzburg, indem ſie hervorhob, daß ſie den H. bloß 
in Erfüllung ihrer Pflicht nach § 12 P. 3 der Inſtruction zum 
Dehrgeſetze, keineswegs aber als eigenen Stellungspflichtigen in ihre 
Stellungsliſte aufnahm und aufnehmen mußte. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 10. April 1874, 
Z. 4128 dem Recurſe Folge gegeben und unter Behebung der Ent⸗ 
ſcheidung der Landesregierung jene der Bezirkshauptmannſchaft, welche 
den genannten Heimakloſen der Ortsgemeinde G. zugewieſen hat, 
wieder in Kraft geſetzt, „weil der Punkt 1 des § 19 Heimatgeſetzes 
nach ſeinem Geiſte und Wortlaute ſowie nach ſeinem Zuſammenhange 
mit dem § 27 desſelben Geſetzes die wirkliche Abſtellung zum Mili⸗ 
tärdienſte d. h. die Aſſentirung des betreffenden Individuums, nicht 
aber die bloße Vorführung auf den Aſſentplatz vorausſetzt und alfo 
auf Albert H., welcher als derzeit untauglich claſſificirt worden iſt, 
nicht angewendet werden kann, wenach deſſen Zuweiſung nach Punkt 2 
des § 19, d. i. nach feinem conſtatirt längſten Aufenthalte in der 
Gemeinde G. erfolgen muß“. Pf. 


LI m aaea 


) Vergl. die Mittheilung in Nr. 20 auf S. 78 des Jahrg. 1870 dieſer Zeit- 


ſchrift. 


Die forſtwidrige Bringung des vom Eingeforſteten berechtigter 
Weiſe am Stocke verkauften Holzes kann nicht dem Eingeforſteter 
als Forſtfrevel imputirt werden. 

Im Mai 1872 iſt dem Eingeforſteten Wolfgang K. von Seite 
der Forſtverwaltung des gräfl. iden Gutes W. das ihm gebührende 
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Holz im Forſtorte L. im Ausmaße von cher 2000 Kubikfuß am 
Stocke angewieſen und gleichzeitig angeordnet worden, daß die Brin⸗ 
gung des Holzes vom 1. November an auf dem Erdgefährte über 
den Libenberg zu geſchehen habe. K. verkaufte dieſes Holz am Stock 
und fo kam es von ihm in dritter Hand an den Holzhändler Anton 
H., der es ſchlagen ließ und wiewohl ihm auf zweimaliges Anfragen 
erklärt wurde, daß er das Holz nicht über das ſogenannte Leitach 
zum Schwarzenſee bringen dürfe, dennoch durch ſeine Arbeiter dieſen 
nicht erlaubten Bringungsweg einſchlug und zwar ſchon am 5. October, 
bis die Arbeit am 8. October durch das Forſtamt eingeſtellt wurde. 
Der von dem Oberförſter in loco aufgenommene Befund conſtatirte 
einen durch dieſe unerlaubte Holzbringung erwachſenen Forſtſchaden 
von 120 fl. 

Ueber die bezügliche Anzeige des Forſtamtes nahm die Bezirks— 
hauptmannſchaft G. am 19. October 1872 die Strafverhandlung 
gegen den Eingeforſteten K. vor, während H. weder vorgeladen noch 
vernommen wurde. K. konnte den Sachverhalt nicht beſtreiten, hielt 
ſich aber von jeder Verantwortlichkeit frei, weil er berechtigt war, 
das Holz am Stocke weiter zu verkaufen. Die Bezirkshauptmannſchaft 
erkannte hierauf den K. eines Forſtfrevels aus dem Grunde ſchuldig, 
weil er nicht die gehörige Vorſorge getroffen habe, daß das von ihm 
am Stocke verkaufte Holz zu der im Regulirungserkenntniſſe vom 
30. Juni 1865 beſtimmten Zeit und auf dem vorgezeichneten Wege 
aus dem Walde geſchafft wurde, und beſtrafte ihn mit einem Ber- 
weiſe. Außerdem wurde K. verpflichtet, den Schaden per 120 fl., 
gegen Regreß an H. zu erſetzen und dafür zu ſorgen, daß das noch 
nicht ausgebrachte Holz, erſt wenn der Boden gefroren und auch dann 
unter der Leitung des Forſtperſonales weggeſchafft werde. 

Die Statthalterei beſtätigte über Berufung des K. das Erkennt⸗ 
niß in der Schuldfrage, weil eine Nothwendigkeit in der Aenderung 
der Bringungszeit nicht nachgewieſen wurde und das Holz nach § 17 
des F. G. nur auf dem nachgewieſenen Wege hinauszuſchaffen war. 
Rückſichtlich der Schadenerſatzfrage aber wurde das Erkenntniß der 
erſten Inſtanz behoben und die Forſtverwaltung auf den Rechtsweg 
verwieſen, weil der Recurrent einwendete, gar keinen Schaden ver 
urſacht zu haben und ſonach zwischen dem Bezugsberechtigten und 
der Forſtverwaltung die Entſchädigungsfumme ſtreitig fei, wonach 
den Parteien diesfalls nach § 24 des F. G. der Rechtsweg frei⸗ 
zuſtellen iſt. 

Die gräfl. Sidhe Forſtverwaltung in W. ergriff gegen diefe 
Statthaltereientſcheidung den Recurs an das Miniſterium des Innern, 
welches unterm 2. September 1873, Z. 11.661, einvernehmlich mit 
dem k. k. Ackerbauminiſterinm die ſowohl von der Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft als von der Statthalterei gefällten Straferkenntniſſe auf: 
hob und unter folgender Begründung den Wolfgang K. von der ihm 
zur Laſt gelegten Uebertretung des Forſtgeſetzes losſprach: „Nach dem 
Regulirungserkeuntniſſe vom 30. Juni 1865 war K. berech— 
tigt, mit dem ihm pro 1872 ausgezeigten Holz nach vollkommen 


freiem Belieben zu verfügen, alſo dasſelbe auch am Stocke zu ver⸗ 


kaufen. Eine Verpflichtung, dieſen Verkauf des Holzes der Forſtver⸗ 
waltung anzuzeigen, läßt ſich aber aus dem Forſtgeſetze allein nicht 
ableiten und tft in dem citirten Regulirungserkenntniſſe auch nicht 
ausgeſprochen. Wenn daher der Käufer des Holzes (wie es hier nach— 
gewieſen der Fall war) die vorgeſchriebene Zeit zur Bringung des 
Holzes nicht einhält oder eigenmächtig einen unerlaubten Bringungs⸗ 
weg einſchlägt, ſo mag der urſprünglich Bezugsberechtigte der Guts⸗ 
verwaltung für den daraus entſpringenden Forſtſchaden civilrechtlich 
verantwortlich bleiben, eine ſtrafbare Uebertretung des Forſtgeſetzes 
ällt aber nicht ihm, ſondern dem eigentlichen Thäter zur Laſt. Rückſichtlich 
des K. fehlt daher der ſubjective Thatbeſtand einer Uebertretung und mußte 
aus diefem Grunde die Behebung der in der erſten und zweiten Inſtanz 
erfloſſenen Straferkenntniſſe erfolgen. Bei dieſen Umſtänden war das 
Miniſterium des Junern einvernehmlich mit dem Ackerbauminiſterium 
auch nicht in der Lage, dem Recurſe der gräfl. F.'ſchen Forſtverwal⸗ 
tung in W. gegen die Verweiſung ihres Erſatzanſpruches gegen K. 
auf den Civilrechtsweg Folge zu geben, weil die politiſche Behörde 
über derartige Privatanſprüche nur im Falle eines Straferkenntniſſes 
zu erkennen berufen wäre“. 

Das Miniſterium bemerkte noch weiters, daß das in der 
Statthalterei-Entſcheidung für die Verweiſung des Erſatzanſpruches 
auf den Rechtsweg angeführte Motiv unrichtig ſei „weil es ſich hier 
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nicht um die Bringung von Waldproducten über fremden Grund und 
Boden nach § 24 des F. G. handelte und alfo die Landesſtelle indem 
ſie das Straferkenntniß der erſten Inſtanz im Punkte der Schuld 
beftätigte, gemäß §§ 72 und 75 des F. G. auch über den Schaden⸗ 
erſatz zu erkennen hatte.“ —r. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 28. Februar 1874. 3. 2799, au den Statt- 
halter in Wien in Vetreff der nunmehrigen Erlangung der Vefugniß für Spar- und 
Vorſchußvereine Gelder gegen Spareinlagehücher zu übernehmen. 


Auf den Bericht vom 18. Februar d. J., Z. 5000, betreffend das Geſuch des 
Mariahilfer Spar- und Vorſchußvereines (regiſtrirte Genoſſenſchaft mit unbeichränf: 
ter Haftung) um Geſtattung zur Uebernahme von Geldern gegen Spareinlagbücher 
und Genehmigung des bezüglichen Formulares beehre ich mich Eu. Excellenz unter 
Rückſchluß der Beilagen nach gepflogenem Einvernehmen mit den übrigen betheilig⸗ 
ten Miniſterien Nachſtehendes zu eröffnen: 

Die Beſtimmungen des an ſämmtliche Landesſtellen ergangenen Staatsmini⸗ 
ſterialerlaſſes vom 7. September 1865, Z. 14.753, über die Geſtattung zur Ueber⸗ 
nahme von Geldern von Nichtmitgliedern gegen auf Namen lautende Spareinlags⸗ 
bücher und die Genehmigung der Form ſolcher Einlagsbücher bezuglich der in die 
Competenz der Landesſtellen fallenden Spar- und Vorſchußvereine beruhen lediglich 
auf der der Staatsverwaltung durch das Vereinsgeſetz vom 26. November 1852, 
R. G. Bl. Nr 253, eingeräumten arbiträren Befugniß zur Feſtſetzung von Bedin⸗ 
gungen bei Conceſſionsertheilungen. 

Da nun das Vereinsgeſetz vom 26. November 1852 auf die in Gemaßheit 
des Geſetzes vom 9. April 1873, R. G. Bl. Nr. 70, errichteten Erwerbs und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften zufolge § 90 eben dieſes Geſetzes keine Anwendung 
mehr zu finden hat, fo kann die Ausgabe von auf Namen lautenden Spareinlags⸗ 
büchern nicht als eine ſolche Unternehmung angeſehen werden, zu deren Betriebe im 
Sinne des § 92 des Geſetzes vom 9. April 1873 eine ſtaatliche Bewilligung (Con: 
ceſſion) geſetzlich erforderlich iſt und hat daher der Staatsminiſterialerlaß vom 
7. September 1865, 3. 14.753, nunmehr völlig außer Wirkſamkeit zu treten, nad- 
dem Vereine, deren Zweck in der Förderung des Erwerbes und der Wirthſchaft feiner 
Mitglieder mittelſt Creditgewährung und durch Annahme von Spareinlagen ſeiner 
Mitglieder und dritter Perfonen beſteht, eine ſolche Thätigkeit feit der mit 1. Juli 
1873 erfolgten Wirkſamkeit des Geſetzes vom 9. April 1873, R. G. Bl. Nr. 70, nur 
mehr in der Form einer nach dieſem Geſetze conſtituirten Genoſſenſchaft ausüben 
können. 

Hiernach wollen Eu. Excellenz das obenerwähnte Geſuch des Mariahilfer 
Spar⸗ und Vorſchußvereines angemeſſen verbeſcheiden. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 1. April 1874, J. 1640, mit der Xi- 
ordnung, daß die beſchränkende Veſtimmung des Min. ! des § 10 der Gew.⸗Ord. 
gegenüber italieniſchen Unterthauen für die Zukunft zu entfallen habe. 


Ueber eine Anfrage der küſtenländiſchen Statthalterei wurde derſelben im 
Einvernehmen mit dem k. und k. Miniſterium des Aeußern und dem Handelsmini⸗ 
ſterium unter Einem eröffnet, daß bei dem Umſtande, als nach der diesfalls einge— 
holten Aeußerung der königl.⸗italieniſchen Regierung die Zulaſſung uuſerer Natio- 
nalen zum Gewerbebetriebe in Italien — mit Ausnahme des einer ſpeciellen Be— 
willigung bedürfenden Hauſterhandels und einiger anderen ausſchließlich Italienern 
vorbehaltenen Erwerbszweige, als Schiffscapitäne, Matroſen, Seefiſcher, Heizer und 
Ingenieure auf Dampfſchiffen — eine unbedingte oder keinen ſchwereren Bedingungen 
unterworfen ift, als jene der Inländer, es im Hinblicke auf Art. 18 unſeres Handels- 
vertrages mit Preußen vom 9. März 1868 und Nr. 13 des Schlußprotokolles zu 
demſelben in Verbindung mit dem Punkte 2 zum Mrt. des Schlußprotokolles zum 
öſterr.⸗italieniſchen Handelsvertrage vom 23. April 1867 keinem Anſtande unterliegt, 
daß die beſchränkende Beſtimmung des 1. Alinea des § 10 der Gew.-Ord. gegenüber 
italieniſchen Unterthanen für die Zukunft entfalle. 
wird hievon zur Darnachachtung in vorkommenden Fällen 
in die Kenntniß geſetzt. 


Erlaß des Miniſters des Junern v. 17. April 1874, 3. 6113, in Betreff des Betre— 
tens der Eiſeubahnen durch in Wächterhäuſern beherbergte, nicht zum Vahuperſo— 
uale gehörige Perſonen. 


Es iſt in Betreff des ſo häufig vorkommenden Betretens der Eiſenbahnen 
durch Unberufene auf den Uebelſtand aufmerkſam gemacht worden, daß hie und da 


fremde Arbeiter und ſonſtige zum Bahnperſouale nicht gehörige Perſonen in den 
Wächterhäuſern beherbergt werden und daß dieſe Perſonen in dem Glauben, hiedurch 
zum Betreten des Bahnkörpers berechtigt zu ſein, den Anordnungen des Aufſichtsper— 
ſonales keine Folge geben. 

Indem ich Euer erſuche die unterſtehenden Behörden gefälligſt an- 
wei ſen zu wollen, auf das Vorkommen derartiger, in der Regel auch eine Uebertre— 
tung der Vorſchriften über das Meldungs- und Fremdenbeherbergungsweſen in ſich 
ſchließender Unzukommlichkeiten ein wachſames Auge zu haben und denſelben durch 
Anwendung der geſetzlichen Strafbeſtimmungen, ſowie durch Anhaltung der Local— 
Polizeiorgane zur Er füllung ihrer diesfälligen geſetzlichen Verpflichtung nachdrück— 
lich entgegen zu treten, beehre ich mich beizufügen, daß von Seite des k. k. Handele- 
miniſteriums die Gifenbahnverwaltungen entfvrechend verſtändigt, beziehungsweiſe 
zur Belehrung des unterſtehenden Bahnanfſichtsperſonales angewieſen werden. 


Verordnung des Miniſters für Cultus und Unterricht vom 16. April 1874, 3. 2230, 
an alle Länderchefs, betreffend die Auweiſung und Löſchung der Naturalquartier— 
Aequivalente. 


Es ijt Grundſatz, daß derjenige Beamte, der im Genuſſe einer Natural 
wohnung ſteht, dieſelbe ſofort zu räumen hat, wenn die Function, mit welcher dieſer 
Genuß verbunden iſt, erliſcht oder wenn dienſtliche Rückſichten die Räumung noty- 
wendig machen. 

Hieraus folgt, daß das Quartier⸗Aequivalent, welches im Falle des Mangels 
einer Naturalwohnung oder im Falle der, aus Dienſtesrückſichten erfolgten Räumung 
einer folden bewilligt wird, ebenfalls mit dem Zeitpunkte zu erlöſchen hat, mit wel: 
chem die betreffende Function aufhört. 

Dem entſprechend und im Hinblicke auf den § 1 der Verordnung des Ge— 
ſammtminiſteriums vom 15. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 75, wonach nunmehr nicht 
nur die Gehalte, Adjuten, Activitätszulagen, Functionszulagen, ſondern auch alle 
ſonſtigen Zulagen im Gelde monatlich vorhinein zu erfolgen find, iſt künftig auch 
das Quartier⸗Aequivalent in monatlichen Anticipativraten anzuweiſen und mit Ende 
desjenigen Monates einzuſtellen, in welchem die betreffende Function erliſcht. 

Rückſichtlich derjenigen Beamten, welchen die Quartier⸗Aequivalente bisher 
in vierteljährigen Anticipativraten flüſſig gemacht wurden, hat es jedoch für ihre 
Perfon und auf die Dauer der bezüglichen Function bei der dermaligen Anweiſung 
zu verbleiben. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Architekten Dr. Gottfried Semper in Wien den 
Titel eines k. k. Oberbaurathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben bei der a. prir. Kaiſer⸗Ferdinands⸗Nordbahn dem 
Centralinſpector Franz Stockert den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe mit 
Nachſicht der Taxen, ferner dem Inſpector der Nordbahn Johann Hermann, dem 
Oberingenieur Adolf Blau und dem Oberingenieur Karl Schwarz jedem das 
Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens und dem Ingenieur Julius Schwarz das 
goldene Verdienſtkrenz verliehen. i 

Seine Majeſtät haben dem Finanzwach⸗Oberinſpector der nied. öſterr. Finanz⸗ 
Landesdirection Franz Kocholl tarfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät hat dem Finanz⸗Obercommiſſär bei der Finanz⸗Bezirksdirection 
in Wien Joſevh Roſche taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

$ Der Miniſter des Innern hat den Bauadjuncten Johann Schieftl zum 
Ingenieur für den Staatsbaudienſt in Tirol und Vorarlberg ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanz⸗Obercommiſſär Joſeph Ritter v. Keſaer 
zum Finanzrathe und den Finanzeommiſſär Johann Diſchbanr zum Finanz⸗Ober⸗ 
commiſſär für Nied.⸗Oeſterr. ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeoncipiſten Franz Hubmann zum Steuer⸗ 
Dberinipector für Steiermark ernannt. 

Oer Finanzminiſter hat den Rechnungsrath Karl Toſt zum Oberrechnungs⸗ 
rathe und Vorſtande des Rechnungsdepartements der Finanz⸗Landesdirection in 
Junsbruck ernannt. j 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten Johann Fröhlich zum 
Rechnungsrathe der böhm. Finanz⸗Landesdirection ernannt. 


Erledigungen. 


Finanzconcipiſtenſtelle der zehnten Rangsclaſſe in Oberöſterreich eventuell 
eine Finazconceptsprakticantenſtelle mit 500 fl. oder 600 fl. Adjutum bis Mitte Mai. 
(Amtsblatt Nr. 97.) . 

Rechnungsrathsſtelle beim Rechnungsdepartement der Statthalterei in Prag 
in der achten Rangselaſſe mit 1400 fl. Gehalt und 360 fl. Activzulage bis 
20. Mai. (Amtsblatt Nr. 97.) 

Oberförſtersſtelle bei der nieder⸗öſterr. Forſt⸗ und Domäuen⸗Direction in der 
neunten Rangsclaſſe eventuell eine Förſtersſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bis 
15. Mai (Amtsblatt Nr. 97.) 

Neun Telegraphen⸗Amtsaſſiſtentenſtellen in Wien mit der eiften Rangsclaſfe 
gegen Caution bis 10. Juni (Amtsblatt Nr. 101.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


